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Management Summary 

Das Schweizerische Versicherungsvertragsgesetz («VVG») wird ge-

ändert. Das neue Recht wird frühestens Anfang 2021 in Kraft tre-

ten. Es enthält zwingende Bestimmungen für Verträge mit privaten 

Versicherungsnehmern. Deshalb müssen Versicherungsunterneh-

men ihre AVBs überprüfen und sicherstellen, dass sie nach Inkraft-

treten der Revision nicht gegen zwingendes Recht verstossen.  

The Swiss Insurance Contract Act will be amended. The new law 

will come into force at the beginning of 2021 at the earliest. It in-

cludes mandatory provisions for contracts with private policy-

holders. Therefore, insurance undertakings need to review their 

General Terms and Conditions and ensure that they do not violate 

mandatory law after the revision has come into force.   
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Allgemeine Bestimmungen  

  

Unterstellte Versicherungsverträge 

Die Teilrevision („E-VVG“) des Bundesgesetzes über 

den Versicherungsvertrag von 1908 („VVG“), die am 

19. Juni 2020 vom Parlament beschlossen wurde, 

wird frühestens am 1. Januar 2021 in Kraft treten.  

Das revidierte Recht gilt zeitlich grundsätzlich nur für 

Versicherungsverträge, die nach dem Inkrafttreten 

abgeschlossen werden.  

Für Versicherungsverträge, die vor dem Inkrafttreten 

des revidierten Rechts abgeschlossen worden sind, 

gelten lediglich folgende Bestimmungen des neuen 

Rechts (Art. 104 E-VVG):  

• die Formvorschriften; 

• das Kündigungsrecht nach Art. 35a E-VVG (or-

dentliche Kündigung) und Art. 35b E-VVG (aus-

serordentliche Kündigung). 

Verträge mit privaten VN 

Für Versicherungsverträge mit privaten VN sind zahl-

reche Vorschriften des VVG zwingend. Es ist den Par-

teien im entsprechenden Bereich nicht möglich, ab-

weichende Vereinbarungen zu treffen. Bestimmun-

gen des VVG können absolut zwingend oder relativ 

zwingend sein. Die absolut zwingenden Vorschriften 

ergeben sich aus Art. 97 E-VVG; sie dürfen durch Ver-

tragsabrede nicht geändert werden. Die relativ zwin-

genden Vorschriften werden in Art. 98 E-VVG ge-

nannt; sie dürfen nicht zuungunsten des VN oder des 

Anspruchsberechtigten geändert werden. 

Als private VN gelten nach diesem Verständnis VN, 

die keine professionellen VN sind.  

Verträge mit professionellen VN 

Für Versicherungsverträge mit professionellen VN 

enthält das VVG keine zwingenden Bestimmungen. 

Alle Bestimmungen des VVG sind dispositiver Natur; 

die Artikel 97 und 98 E-VVG gelten nicht. Die Par-

teien können somit im Rahmen der Vertragsfreiheit 

vereinbaren, was sie wollen. Vorbehalten bleiben 

rechtliche Schranken aus anderen Gesetzen wie ins-

besondere dem Obligationenrecht (z.B. Art. 19 und 

20 OR). Nur wenn die Parteien in einem Bereich ver-

traglich nichts regeln, kommen die entsprechenden 

Bestimmungen des VVG zur Anwendung.  

VN gelten nach diesem Verständnis in folgenden Fäl-

len als professionelle VN (Art. 98a E-VVG):  

• VN schliesst Kredit- oder Kautionsversicherung 

ab, wobei es sich um berufliche oder gewerbliche 

Risiken handelt;  

• VN schliesst Transportversicherung ab, wobei die 

Reiseversicherung nicht als Transportversiche-

rung gilt;  

• VN ist ein qualifiziertes Unternehmen, d.h. ein 

besonders reguliertes Unternehmen (Bank, Versi-

cherungsunternehmen, Vorsorgeeinrichtung, 

ausländisches Institut mit entsprechender pru-

dentieller Aufsicht), ein Unternehmen mit profes-

sionellem Risikomanagement, eine öffentlich-

rechtliche Körperschaft, Anstalt oder Stiftung mit 

professionellem Risikomanagement oder ein 

grosses Unternehmen bzw. ein Unternehmen, das 

zu einer grossen Gruppe gehört (überschreitet 

zwei der drei folgenden Grössen: Bilanzsumme 

von CHF 20 Mio; Nettoumsatz von CHF 40 Mio. 

und Eigenkapital von CHF 2 Mio.).  

Anpassung der AVBs 

VU müssen ihre AVBs rechtzeitig überprüfen und si-

cherstellen, dass sie nicht gegen zwingende Vorschrif-

ten des revidierten Rechts verstossen, soweit sie Be-

standteil von Versicherungsverträgen mit privaten 

VN sind. Vertragsbestimmungen, die gegen zwin-

gende Normen des VVG verstossen, gelten nämlich 

aufsichtsrechtlich als missbräuchlich (Art. 117 Abs. 1 

lit. b AVO).  

Bei AVBs zu bestehenden Versicherungsverträgen 

mit privaten VN ist zu überprüfen, ob sie möglicher-

weise Form- oder Kündigungsvorschriften enthalten, 

die gegen neues zwingendes Recht verstossen.  

Bei AVBs zu künftigen Versicherungsverträgen mit 

privaten VN (Vertragsabschluss nach Inkrafttreten 

des revidierten Rechts) ist eine umfassende Überprü-

fung erforderlich. Bestimmungen, die gegen neues 

zwingendes Recht verstossen, müssen vor der Ver-

wendung der AVBs angepasst werden.  

Formvorschriften 

Wo bisher Schriftlichkeit verlangt war oder keine 

Formvorschrift bestand, wird neu neben Schriftlich-

keit auch jede andere Form erlaubt, die den Nachweis 

durch Text ermöglicht (Textform). Damit wird die 

Grundlage für den elektronischen Geschäftsverkehr 

gelegt. Diese neue Formvorschrift kommt in folgen-

den Bestimmungen des VVG zum Tragen: 

• Widerruf des VN (Art. 2a E-VVG); 
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• Kündigung des VN nach Verletzung der Informa-

tionspflicht durch VU (Art. 3a E-VVG); 

• Befragen des VU und Mitteilung des VN (Art. 4 E-

VVG);  

• Kündigung des VU nach Anzeigepflichtverletzung 

des VN (Art. 6 E-VVG);  

• Mahnung des VU bei Prämienverzug (Art. 20 E-

VVG);  

• Kündigung oder Prämienreduktionsgesuch durch 

VN bei Gefahrsminderung (Art. 28a E-VVG);  

• ordentliche Kündigung (Art. 35a E-VVG);  

• Anmeldung von Rechten durch VN (Art. 44 E-

VVG);  

• Information des VN über Mehrfachversicherung 

(Art. 46b E-VVG);  

• Mitteilungen bei Handänderung (Art. 54 E-VVG);  

• Vorzeitige Kündigung Lebensversicherung (Art. 

89 E-VVG);  

• Zahlungsaufforderung des VU bei verpfändetem 

Anspruch aus Lebensversicherungsvertrag (Art. 

95 E-VVG). 

Informationspflicht des VU 

Das VU muss den VN vor Abschluss des Versiche-

rungsvertrags verständlich und in Textform informie-

ren. Die Information muss neu folgende zusätzlichen 

Angaben enthalten (Art. 3 Abs. 1 E-VVG):  

• Versicherung ist Summen- oder Schadenversiche-

rung; 

• Widerrufsrecht sowie Form und Frist des Wider-

rufs; 

• Frist für das Einreichen der Schadenanzeige; 

• zeitliche Geltung des Versicherungsschutzes, ins-

besondere wenn das Schadenereignis während 

der Vertragslaufzeit, der daraus entstehende 

Schaden aber erst nach Vertragsbeendigung ein-

tritt; 

• bei Lebensversicherung: Rückkaufs- und Um-

wandlungswert, wesentliche Kostenarten im Fall 

eines Rückkaufs. 

Die Informationspflicht bei Kollektivverträgen wird 

hinsichtlich des Geltungsbereichs präzisiert. Die Be-

stimmung soll kollektive Personenversicherungen im 

betrieblichen Umfeld (namentlich die kollektive 

Krankentaggeldversicherung), nicht aber etwa die 

Motorfahrzeug-Haftpflichtversicherung, die Privat-

Haftpflichtversicherung oder die Hausratversiche-

rung für Familien erfassen. Wenn ein Arbeitgeber 

eine kollektive Personenversicherung zum Schutz der 

Arbeitnehmer abschliesst, muss er die Arbeitnehmer 

über den wesentlichen Vertragsinhalt sowie dessen 

Änderung und Auflösung schriftlich oder in anderer 

Textform informieren (Art. 3 Abs. 3 E-VVG).  

Das Kündigungsrecht des VN im Fall einer Verlet-

zung der Informationspflicht des VU erlischt neu erst 

nach zwei Jahren nach der Pflichtverletzung und 

nicht schon nach einem Jahr wie unter bisherigem 

Recht (Art. 3a E-VAG). 

Die Vorschriften von Art. 3 und 3a E-VVG gelten als 

relativ zwingend, soweit Verträge mit privaten VN be-

troffen sind (Art. 98 E-VVG).  

Schaden- und Summenversicherung 

Die kritisierte Unterscheidung zwischen Schaden- 

und Personenversicherung wird in der Gesetzesrevi-

sion aufgegeben und stattdessen zwischen Schaden- 

und Summenversicherung unterschieden. Dabei wird 

hinsichtlich der Leistungsvoraussetzungen danach 

unterschieden, ob das befürchtete Ereignis auf dem 

Eintritt eines Schadens beruhen muss oder nicht. 

Nach heutiger Auffassung können sowohl Personen- 

als auch Sach- und Vermögensversicherungen als 

Schaden- oder Summenversicherung ausgestaltet 

werden.  

Eine Schadenversicherung ist dann gegeben, wenn 

das befürchtete Ereignis durch einen Schaden im 

Rechtssinn ausgelöst wird (z.B. Heilungs- und Spi-

talkostenversicherung). Die Schadenversicherung 

folgt dem Prinzip des einmaligen Ersatzes der erlitte-

nen Einbusse. Der Geschädigte muss sämtliche Leis-

tungen, die er zum Zweck des Schadenausgleichs er-

hält, an die Versicherungsleistung anrechnen lassen. 

Eine Kumulation der Ansprüche ist insoweit ausge-

schlossen.  

Eine Summenversicherung ist dann gegeben, wenn 

das befürchtete Ereignis nicht auf dem Eintritt eines 

Schadens beruhen muss (z.B. (Risiko-) Lebensversi-

cherung). Das Kriterium des Schadeneintritts ist im 

Rahmen der Summenversicherung unerheblich. Bei 

der Summenversicherung hat das VU die eigene Leis-

tung kumulativ zu allfälligen anderen Ansprüchen zu 

erbringen. 

Weil eine eindeutige Zuordnung zu Schaden- oder 

Summenversicherung oftmals schwierig ist, soll die 

Frage, ob die Leistungen anzurechnen sind oder 

nicht, der vertraglichen Regelung durch die Parteien 
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überlassen werden. Das VU muss den VN vorvertrag-

lich über den Leistungscharakter im Sinn von Scha-

den- oder Summenversicherung informieren.  

Widerrufsrecht 

Der VN kann seinen Antrag oder die Annahmeerklä-

rung schriftlich oder in anderer Textform widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage und beginnt, so-

bald der VN den Vertrag beantragt oder angenommen 

hat (Art. 2a Abs. 1 und 2 E-VVG).  

Kein Widerrufsrecht besteht bei kollektiven Perso-

nenversicherungen, vorläufigen Deckungszusagen 

und Vereinbarungen mit einer Laufzeit von weniger 

als einem Monat (Art. 2a Abs. 4 E-VVG).  

Der Widerruf bewirkt, dass der Antrag zum Vertrags-

abschluss oder die Annahmeerklärung des VN von 

Anfang an unwirksam ist. Die Parteien müssen be-

reits empfangene Leistungen zurückerstatten (Art. 2b 

E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 2a und 2b E-VVG gelten als 

relativ zwingend, soweit Verträge mit privaten VN be-

troffen sind (Art. 98 E-VVG).  

Vorläufige Deckungszusage 

Mit einer vorläufigen Deckungszusage kann der VN 

bereits vor Abschluss des definitiven Vertrages Versi-

cherungsschutz erlangen. Die vorläufige Deckungs-

zusage ist ein selbstständiger Versicherungsvertrag, 

der dem VVG untersteht. Trotz breiter Anwendung in 

der Praxis war er bisher gesetzlich nicht geregelt, was 

nun geändert wird. 

Für die Begründung der Leistungspflicht des VU ge-

nügt es bei der vorläufigen Deckungszusage, wenn die 

versicherten Risiken und der Umfang des vorläufigen 

Versicherungsschutzes bestimmbar sind. Eine Prä-

mie ist zu leisten, soweit sie verabredet oder üblich 

ist. Vorläufige Deckungszusagen sind vom VU schrift-

lich zu bestätigen (Art. 9 Abs. 1, 2 und 4 E-VVG).  

Ist die vorläufige Deckungszusage unbefristet, so 

kann sie jederzeit unter Einhaltung einer Frist von 14 

Tagen gekündigt werden. Die vorläufige Deckungszu-

sage endet auf jeden Fall mit Abschluss eines defini-

tiven Vertrags mit dem betreffenden oder einem an-

deren VU (Art. 9 Abs. 3 E-VVG). 

Die Informationspflicht des VU besteht auch für den 

Fall der vorläufigen Deckungszusage. Dessen Inhalt 

ist entsprechend den geringeren Anforderungen an 

die Begründung der Leistungspflicht aber reduziert 

(Art. 9 Abs. 1 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 9 E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Rückwärtsversicherung 

Nach bisherigem Gesetzeswortlaut war ein Vertrag 

nichtig, wenn im Zeitpunkt des Abschlusses der Ver-

sicherung die Gefahr bereits weggefallen oder das be-

fürchtete Ereignis schon eingetreten ist (Art. 9 VVG). 

Neu soll es den Parteien überlassen werden, ob sie 

eine Rückwärtsversicherung abschliessen wollen.  

Die Wirkungen des Vertrags können neu auf einen 

Zeitpunkt vor dessen Abschluss zurückbezogen wer-

den, sofern ein versicherbares Interesse besteht (Art. 

10 Abs. 1 E-VVG). Somit ist eine Vorverlegung der De-

ckung auch dann zulässig, wenn die Parteien bereits 

Kenntnis vom früheren Eintritt eines befürchteten 

Ereignisses haben oder sich im Ungewissen über ein 

möglicherweise bereits eingetretenes Ereignis befin-

den.  

Hingegen ist eine Rückwärtsversicherung (nach dem 

Grundsatz von Treu und Glauben) dann nichtig, 

wenn nur der VN oder der Versicherte wusste oder 

wissen musste, dass ein befürchtetes Ereignis bereits 

eingetreten ist (Art. 10 Abs. 2 E-VVG).  

Die Vorschrift von Art. 10 Abs. 2 E-VVG gilt als abso-

lut zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betrof-

fen sind (Art. 97 E-VVG).  

Keine Genehmigungsfiktion der Police 

Der Versicherungsnehmer wird auch in Zukunft 

schon aus Gründen der Rechtssicherheit eine Versi-

cherungspolice erhalten, die ihn über seine Rechte 

und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag infor-

miert. Hingegen besteht neu kein gesetzlich geregel-

ter automatischer Genehmigungsmechanismus 

mehr, wenn der Inhalt der Police oder der Nachträge 

mit den getroffenen Vereinbarungen nicht überein-

stimmt. Es ist nicht mehr so, dass der VN binnen vier 

Wochen nach Empfang der Urkunde deren Berichti-

gung zu verlangen hat, widrigenfalls ihr Inhalt als von 

ihm genehmigt gilt. Es ist somit auch nicht mehr so, 

dass der entsprechende gesetzliche Wortlaut in jede 

Police aufzunehmen ist. Art. 12 VVG wird ersatzlos 

gestrichen.  

Im Ergebnis kann sich das VU nicht mehr auf die Po-

lice berufen, falls diese einer anderslautenden Ver-

einbarung widerspricht. Auf diese Weise wird der 

Versicherer zu mehr Sorgfalt beim Vertragsabschluss 

gezwungen: Er muss künftig dafür sorgen, dass die 
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Vermittler den Kunden nicht mehr versprechen als 

nachher in der Police steht. 

Gegenstand der Versicherung 

Gegenstand der Versicherung ist ein versicherbares 

Interesse des VN (Versicherung für eigene Rechnung) 

oder eines Dritten (Versicherung für fremde Rech-

nung) (Art. 16 Abs. 1 E-VVG). Dabei kommt die soge-

nannte Interessentheorie zum Tragen: Interessenträ-

ger ist, wer rechtlich den Schaden tragen müsste, 

wenn kein Versicherungsvertrag bestünde. Die Versi-

cherung kann sich auf die Person, auf Sachen oder auf 

das übrige Vermögen des VN (Eigenversicherung)  

oder eines Dritten (Fremdversicherung) beziehen 

(Art. 16 Abs. 1 E-VVG).  

Im Zweifel wird angenommen, das der VN den Ver-

trag für eigene Rechnung abgeschlossen hat (Art. 16 

Abs. 2 E-VVG).  

Bei der Versicherung für fremde Rechnung kann das 

VU Einreden, die ihm gegen den VN zustehen, auch 

gegenüber dem Dritten erheben (Art. 16 Abs. 3 E-

VVG).  

Gefahrsminderung 

Es wird neu eine allgemeine Regelung zur Gefahrs-

minderung ins VVG aufgenommen. Sie ersetzt die 

bisherige Regelung zur «Prämienreduktion» (Art. 23 

VVG) mit einem zu engen Geltungsbereich. Bei einer 

wesentlichen Gefahrsminderung ist der VN berech-

tigt, den Vertrag mit einer Frist von vier Wochen 

schriftlich oder in anderer Textform zu kündigen oder 

eine Prämienreduktion zu verlangen. Lehnt das VU 

eine Prämienreduktion ab oder ist der VN mit der an-

gebotenen Reduktion nicht einverstanden, so ist die-

ser berechtigt, den Vertrag innert vier Wochen seit 

Zugang der Stellungnahme des VU mit einer Frist von 

vier Wochen schriftlich oder in anderer Textform zu 

kündigen (Art. 28a E-VVG). 

Die Vorschriften von Art. 28a E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Ordentliche Kündigung Nichtleben 

Wenn ein Vertrag im Nichtlebensbereich für eine län-

gere Dauer vereinbart wurde, kann er auf das Ende 

des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 

Einhaltung einer Frist von drei Monaten schriftlich  

oder in Textform gekündigt werden (Art. 35a Abs. 1 

E-VVG).  

Die Parteien können vereinbaren, dass der Vertrag 

schon vor Ablauf des dritten Jahres kündbar ist. Da-

bei müssen die Kündigungsfristen für beide Parteien 

gleich sein (Art. 35a Abs. 2 E-VVG).  

In der Krankenzusatzversicherung stehen das ordent-

liche Kündigungsrecht und das Kündigungsrecht im 

Schadenfall (Art. 42 Abs. 1) nur dem VN zu. In der 

kollektiven Taggeldversicherung stehen diese Rechte 

beiden Parteien zu (Art. 35a Abs. 4 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 35a E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG.  

Ausserordentliche Kündigung 

Was für andere Dauerschuldverhältnisse gilt, muss 

auch für den Versicherungsvertrag gelten: Dieser 

kann jederzeit aus wichtigem Grund schriftlich oder 

in anderer Textform gekündigt werden. Als wichtiger 

Grund gilt namentlich (Art. 35b E-VVG): 

• eine nicht voraussehbare Änderung der rechtli-

chen Vorgaben, welche die Erfüllung des Vertrags 

verunmöglicht; 

• jeder Umstand, bei dessen Vorhandensein der 

kündigenden Person nach Treu und Glauben die 

Fortsetzung des Vertrags nicht mehr zumutbar ist. 

Die Vorschrift von Art. 35b E-VVG gilt als absolut 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 97 E-VVG).  

Leistungsschutz nach Vertragsbeendigung 

Vertragsbestimmungen, die ein VU berechtigen, bei 

Beendigung des Vertrags nach Eintritt des Schadene-

reignisses bestehende periodische Leistungsver-

pflichtungen als Folge von Krankheit und Unfall be-

züglich Dauer oder Umfang einseitig zu beschränken 

oder aufzuheben, sind nichtig. Vorbehalten bleibt die 

Weiterversicherung der Leistungsverpflichtungen 

bezüglich Dauer oder Umfang durch ein anderes VU 

bei einem Versicherungswechsel (Art. 35c E-VVG).  

Die Vorschrift von Art. 35c E-VVG gilt als absolut 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 97 E-VVG). 

Abschlagszahlungen im Schadenfall 

Art. 41 Abs. 1 VVG sieht vor, dass die Forderung aus 

dem Versicherungsvertrag mit dem Ablauf von vier 

Wochen, von dem Zeitpunkt an gerechnet, fällig wird, 

in dem das VU Angaben erhalten hat, aus denen es 

sich von der Richtigkeit des Anspruches überzeugen 
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kann. In diesem Zusammenhang wird neu eine 

Pflicht zu Abschlagszahlungen eingeführt.  

Bestreitet das VU seine Leistungspflicht, so kann die 

anspruchsberechtigte Person nach Ablauf der in Art. 

41 Abs. 1 genannten Frist Abschlagszahlungen bis zur 

Höhe des unbestrittenen Betrags verlangen. Dasselbe 

gilt, wenn nicht geklärt ist, wie die Versicherungsleis-

tung auf mehrere Anspruchsberechtigte aufgeteilt 

werden soll (Art. 41a E-VVG). 

Die Vorschrift von Art. 41a E-VVG gilt als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Vertragsverletzung durch VN 

Bei einer Verletzung von Obliegenheiten soll sich der 

VN nicht nur exkulpieren können, sondern neu auch 

eine fehlende Kausalität zwischen der Obliegenheits-

verletzung und der Leitungspflicht des VU geltend 

machen können.  

Ist vereinbart worden, dass der VN oder der An-

spruchsberechtigte wegen Verletzung einer Obliegen-

heit von einem Rechtsnachteil betroffen wird, so tritt 

dieser Nachteil nicht ein, wenn:  

(a) die Verletzung den Umständen nach als eine un-

verschuldete anzusehen ist; oder 

(b) der VN nachweist, dass die Verletzung keinen Ein-

fluss auf den Eintritt des Schadenereignisses und 

auf den Umfang der vom VU geschuldeten Leis-

tungen gehabt hat (Art. 45 Abs. 1 E-VVG). 

Die Vorschrift von Art. 45 E-VVG gilt als relativ zwin-

gend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen sind 

(Art. 98 E-VVG). 

Verlängerung der Verjährungsfrist 

Die gegenwärtige kurze Verjährungsfrist von zwei 

Jahren ist nicht mehr zeitgemäss. Sie wird im Rah-

men der Gesetzesrevision deshalb auf fünf Jahre ver-

längert. Es handelt sich um folgende neue Regelung: 

Die Forderungen aus dem Versicherungsvertrag ver-

jähren grundsätzlich fünf Jahre nach Eintritt der Tat-

sache, welche die Leistungspflicht begründet. Die 

Forderungen aus dem Vertrag der kollektiven Kran-

kentaggeld-Versicherung verjähren in zwei Jahren 

nach Eintritt der leistungspflichtbegründenden Tat-

sache (Art. 46 Abs. 1 und 3 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 46 E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Konkurs des VN 

Nach bisherigem Recht (Art. 55 Abs. 1 VVG) endet der 

Versicherungsvertrag mit der Eröffnung des Konkur-

ses über den VN. Neu gilt das Gegenteil.  

Wird über den VN der Konkurs eröffnet, so bleibt der 

Versicherungsvertrag bestehen und die Konkursver-

waltung ist zu dessen Erfüllung verpflichtet. Art. 81 

(Eintrittsrecht beim Lebensversicherungsvertrag) 

und die Vorschriften des Gesetzes über die Beendi-

gung des Vertrags bleiben vorbehalten (Art. 46a Abs. 

1 E-VVG).  

Ansprüche und Leistungen aus der Versicherung von 

unpfändbaren Vermögenswerten nach Art. 92 SchKG 

fallen nicht in die Konkursmasse (Art. 46a Abs. 2 E-

VVG).  

Die Vorschriften von Art. 46a E-VVG gelten als abso-

lut zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betrof-

fen sind (Art. 97 E-VVG).  

Mehrfachversicherung 

Die Fälle der bisherigen Doppelversicherung im Be-

reich der Schadenversicherung werden unter dem Ti-

tel „Mehrfachversicherung“ in einer neuen und zeit-

gemässen Weise geregelt. Erfasst werden nur Mehr-

fachversicherungen, die von demselben VN mit meh-

reren VU abgeschlossen werden. Es handelt sich um 

folgende Regelung:  

Wird dasselbe Interesse gegen dieselbe Gefahr und für 

dieselbe Zeit bei mehr als einem VU dergestalt versi-

chert, dass die Versicherungssummen zusammen den 

Versicherungswert übersteigen (Mehrfachversiche-

rung), so ist der VN verpflichtet, dies allen VU ohne Ver-

zug schriftlich oder in anderer Textform zur Kenntnis zu 

bringen (Art. 46b Abs. 1 E-VVG). 

Hat der VN beim Abschluss des später abgeschlosse-

nen Vertrags keine Kenntnis vom Entstehen einer 

Mehrfachversicherung, so kann er diesen Versiche-

rungsvertrag innert vier Wochen seit der Entdeckung 

der Mehrfachversicherung schriftlich oder in anderer 

Textform kündigen (Art. 46b Abs. 2 E-VVG).  

Hat der VN diese Anzeige absichtlich unterlassen o-

der die Mehrfachversicherung in der Absicht abge-

schlossen, sich daraus einen rechtswidrigen Vermö-

gensvorteil zu verschaffen, so sind die VU gegenüber 

dem VN an den Vertrag nicht gebunden (Art. 46b 

Abs. 3 E-VVG).  

Jedes VU hat auf die ganze vereinbarte Gegenleistung 

Anspruch (Art. 46b Abs. 4 E-VVG). 
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Die Vorschriften von Art. 46b E-VVG gelten als abso-

lut zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betrof-

fen sind (Art. 97 E-VVG). 

Haftpflichtversicherung 

  

Umfang der Haftpflichtversicherung 

Die Gesetzesrevision erweitert die Regelung zum Um-

fang der Haftpflichtversicherung. Hat sich der VN ge-

gen die Folgen der mit einem gewerblichen Betrieb 

verbundenen gesetzlichen Haftpflicht versichert, so 

erstreckt sich die Versicherung auch auf die Haft-

pflicht der Vertreter des VN sowie auf die Haftpflicht 

der mit der Leitung oder Beaufsichtigung des Betrie-

bes betrauten Personen sowie aller weiteren Arbeit-

nehmenden des Betriebes (Art. 59 Abs. 1 E-VVG).  

Die Versicherung deckt sowohl die Ersatzansprüche 

der Geschädigten als auch die Rückgriffsansprüche 

Dritter (Art. 59 Abs. 2 E-VVG).  

Bei obligatorischen Haftpflichtversicherungen kön-

nen geschädigte Personen gegenüber Einreden aus 

grobfahrlässiger oder vorsätzlicher Verursachung des 

versicherten Ereignisses, Verletzung von Obliegen-

heiten, unterbliebener Prämienzahlung oder einem 

Selbstbehalt, der vertraglich vereinbart wurde, nicht 

entgegengehalten werden (Art. 59 Abs. 3 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 59 E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Direktes Forderungsrecht 

Ein direktes Forderungsrecht des geschädigten Drit-

ten gegen die Haftpflichtversicherung der schädigen-

den Person soll sicherstellen, dass eine Versiche-

rungsleistung tatsächlich der geschädigten Person 

ausbezahlt wird und nicht durch die haftpflichtige 

Person oder deren Gläubiger zweckentfremdet wer-

den kann. Es gilt neu folgende Regelung:  

Dem geschädigten Dritten oder dessen Rechtsnach-

folger steht im Rahmen einer allfällig bestehenden 

Versicherungsdeckung ein direktes Forderungsrecht 

gegenüber dem VU zu. Vorbehalten bleiben Einwen-

dungen und Einreden, die ihm das VU aufgrund des 

Gesetzes oder des Vertrags entgegenhalten kann (Art. 

60 Abs. 1bis E-VVG).  

Der geschädigte Dritte kann in Fällen einer obligato-

rischen Haftpflichtversicherung vom haftpflichtigen 

Versicherten oder von der zuständigen Aufsichtsbe-

hörde die Nennung des VU verlangen. Dieses hat 

Auskunft über Art und Umfang des Versicherungs-

schutzes zu geben (Art. 60 Abs. 3 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 60 E-VVG gelten als absolut 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 97 E-VVG).  

Lebensversicherung 

  

Vorzeitige Beendigung der Lebensversi-

cherung 

Der VN kann den Vertrag unabhängig von der verein-

barten Dauer nach Ablauf eines Jahres schriftlich  

oder in Textform kündigen (Art. 89 E-VVG).  

Die Vorschrift von Art. 89 E-VVG gilt als relativ zwin-

gend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen sind 

(Art. 98 E-VVG).  

Umwandlung und Rückkauf 

Die Gesetzesrevision erweitert die Rechte des VN be-

treffend Umwandlung und Rückkauf.  

Hat die Versicherung einen Umwandlungswert, so 

kann der VN verlangen, dass sie ganz oder teilweise 

in eine prämienfreie Versicherung umgewandelt 

wird. Der Vertrag kann dafür einen Mindestwert vor-

sehen (Art. 90 Abs. 1 E-VVG).  

Wenn der Umwandlungswert den vorgesehenen Min-

destwert unterschreitet, richtet das VU dem VN den 

Rückkaufswert aus (Art. 90 Abs. 2 E-VVG).  

Ist bei einer Versicherung der Eintritt des befürchte-

ten Ereignisses gewiss und hat die Versicherung bei 

ganzer oder teilweiser Beendigung des Vertrags einen 

Rückkaufswert, so kann der VN dessen Auszahlung 

verlangen (Art. 90 Abs. 3 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 90 E-VVG gelten als relativ 

zwingend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen 

sind (Art. 98 E-VVG).  

Koordination 

  

Regressrecht in Schadenversicherung 

Leistungen aus Schadenversicherung sind nicht mit 

anderen schadenausgleichenden Leistungen kumu-

lierbar (Art. 95c Abs. 1 E-VVG).  
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Im Umfang und zum Zeitpunkt seiner Leistung tritt 

das VU für die von ihm gedeckten gleichartigen Scha-

densposten in die Rechte des Versicherten ein (Art. 

95c Abs. 2 E-VVG). Dies findet keine Anwendung, 

wenn der Schaden durch eine Person, die in einer en-

gen Beziehung zum Versicherten steht, leichtfahrläs-

sig herbeigeführt worden ist. In einer engen Bezie-

hung stehen namentlich Personen, die (a) in einer 

häuslichen Gemeinschaft leben; (b) in einem Arbeits-

verhältnis mit dem Versicherten stehen; (c) ermäch-

tigt sind, die versicherte Sache zu nutzen (Art. 95c 

Abs. 3 E-VVG).  

Die Vorschriften von Art. 95c Abs. 3 E-VVG gelten als 

relativ zwingend, soweit Verträge mit privaten VN be-

troffen sind (Art. 98 E-VVG).  

Ausschluss Regressrecht in Summenversi-

cherung  

Es gilt wie im bisherigen Recht ein Ausschluss des Re-

gressrechts in der Summenversicherung: In der Sum-

menversicherung gehen die Ansprüche, die dem An-

spruchsberechtigten infolge Eintritts des befürchte-

ten Ereignisses gegenüber Dritten zustehen, nicht auf 

das VU über (Art. 96 E-VVG).   

Die Vorschrift von Art. 96 E-VVG gilt als relativ zwin-

gend, soweit Verträge mit privaten VN betroffen sind 

(Art. 98 E-VVG).  

Abkürzungsverzeichnis  

  

 

AVBs Allgemeine Versicherungsbedingungen 

AVO Verordnung über die Beaufsichtigung von 
privaten Versicherungsunternehmen von 
2005 

E-VVG Bundesgesetz über den Versicherungsver-
trag, Änderungen vom 19. Juni 2020 

OR Schweizerisches Obligationenrecht von 
1911 

VN Versicherungsnehmer 

VU Versicherungsunternehmen 

VVG Bundesgesetz über den Versicherungsver-
trag von 1908 
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Weitere Publikationen im Versicherungs- und Finanzbereich 
 
 

• Besprechung Gerichtsentscheide Versiche-

rung 2020: Obligatorische Versicherung (d); 

Rabatte bei Zusatzversicherung; (d); mer-

kantiler Minderwert (d) 

• Finance Update 2020: FIDLEG/FINIG in 

Kraft (d/e); Überbrückungskredite für 

KMUs (d) 

• FIDLEG/FINIG im Vergleich mit der EU-

Regulierung: Grundriss und pragmatische 

Umsetzung, 2020 (d/e) 

• Rechtliche Prosa zum Schutz des Versiche-

rers vor Klagen des Versicherungsnehmers, 

2020 (d) 

• Rückversicherung durch Schweizer Rück-

versicherer (Stand 2019), 2019 (d) 

• Versicherung und Vermögensverwaltung in 

der beruflichen Vorsorge und Selbstvor-

sorge, 2019 (d) 

• Regulierungsvermeidung bei der öffentli-

chen Unternehmensfinanzierung (nach 

neuem Recht), 2019 (d) 

• Verwendung von Kollektivverträgen im 

schweizerischen Privatversicherungsrecht, 

2019 (d/e) 

• Multinationales Versicherungs- und Versi-

cherungsvertriebsgeschäft – Grundsätzliche 

Überlegungen, 2018 (d/e)  

• Reduktion von Rechts- und Reputationsrisi-
ken durch antizipative Normumsetzung im 
Unternehmen, 2017 (d) 

• Obligatorische und freiwillige Versicherung 

durch Privatversicherer in der Schweiz, 2017 

(d) 

• Privatversicherungsrechtsprechung 2016, 

von Samuel Sauter, 2017 (d) 

• Wirklichkeitsnahes Rechtsverständnis und 

Management von Rechtsrisiken, 2016 (d) 

• Aufsichtsrechtliche Optimierung durch pri-

vatrechtliche Strukturierung (Beispiel Geld-

wäschereibekämpfung), 2015 (d) 

• Multifunktionale Rückversicherung nach 

Schweizer Recht, 2015 (d) 

• Mehr Schutz für Versicherungsnehmer am 

Point of Sale, 2014 (d/e) 

• Praktische Hinweise zum Umgang mit der 

schweizerischen Finanzmarktaufsicht, 2014 

(d/e) 

• Wettbewerbsabreden und Marktbeherr-

schung unter besonderer Berücksichtigung 

des schweizerischen Versicherungsmarktes, 

2013 (d/e) 

• Umstrukturierungen im Versicherungskon-

zern (eine Übersicht), 2013 (d) 

• Vermeidung der Regulierung bei Private 

Equity Investitionen in der Schweiz, 2011 

(e/d)  

• Geplante Änderungen im schweizerischen 

Versicherungsvertragsrecht in Kürze, 2011 

(d/e) 

• Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungsrecht 2011/1 (d/e) 

• Regulierte Vertragsverhältnisse im schwei-

zerischen Versicherungsgeschäft, 2010 (d/e) 

• Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungsrecht 2010/1 (d/e) 

• Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2009/2 (d/e)  

• Entwicklungen im schweizerischen Versi-

cherungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2009/1 (d/e)  

• Entwicklung im schweizerischen Versiche-

rungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2008/2 (d/e)  
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• Entwicklung im schweizerischen Versiche-

rungs-, Banken- und Kapitalmarktrecht 

2008/1 (d/e)  

• Notwendige Massnahmen nach dem neuen 

Kollektivanlagegesetz, 2007 (d/e) 

• Swiss Insurance Law Update 2007/1 

• Schweizerische Versicherungs- und Vermitt-

leraufsicht, 2006 (d) 

• Unterstellung unter die neue Vermittlerauf-

sicht (AJP 4/2005) 

• Abstimmung zwischen Aufsicht und Haf-

tung im neuen Recht der Versicherungsver-

mittler (SZW 2/2005) 

• Recht des schweizerischen Finanzmarktes, 

Ein Grundriss für die Praxis, Schulthess Ju-

ristische Medien, 2004 

• Vermögensschutz mittels schweizerischer 

Lebensversicherung (der Schweizer Treu-

händer, 12/03) 


